
 Rechnung 2020

 Gemeindeversammlung

 Mittwoch, 28. April 2021
 20.00 Uhr
 Pfarreizentrum Eichmatt, Goldau

 www.arth.ch

Tiefgarage Bahnhof Arth-Goldau



35

Traktandum 11           

Reglement über die Abfallentsorgung in der Gemeinde Arth

A. Bericht

Ausgangslage

Gemäss § 9 des kantonalen Einführungsgesetzes zum Umweltschutzgesetz (EGzUSG) vom 24. Mai 2000 
erlassen die Stimmberechtigten ein Reglement über die Abfallentsorgung. Das bestehende Reglement über 
die Abfallentsorgung in der Gemeinde Arth stammt vom 11. Dezember 1998 und ist nicht mehr zeitgemäss, 
resp. entspricht nicht mehr den übergeordneten Gesetzen. Weiter sind auch die Aspekte des Zweckverband 
Kehrichtentsorgung Region Innerschwyz (ZKRI) im alten Reglement nicht abgebildet. Der Gemeinderat hat das 
Ressort Umwelt-Sicherheit beauftragt, ein neues Reglement zu erarbeiten.

Umsetzung

Mit dem Inkrafttreten der Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (SR 814.600, 
Abfallverordnung, VVEA) auf den 1. Januar 2016 sind neue Anforderungen und Bestimmungen eingetreten. 
Der ZKRI hat im Nachgang an die neue VVEA sein Musterreglement überarbeitet und dem Amt für Umweltschutz 
(AfU) zur Prüfung zugestellt. Nach dieser Überprüfung konnte die Gemeinde Arth das Gemeindereglement 
überarbeiten. 
Der Reglemententwurf wurde dem Gemeinderat Arth überwiesen. Mit Beschluss Nr. 689 vom 26. Oktober 2020 
beschloss der Gemeinderat Arth das Reglement dem Amt für Umwelt & Energie für die rechtliche Überprüfung 
sowie dem Preisüberwacher zum Mitbericht zuzustellen. Die in der Überprüfung des AfU aufgezeigten notwen-
digen Anpassungen in einigen Artikeln wurden vorgenommen. 
Nach der Genehmigung durch die Gemeindeversammlung wird das Reglement an die Urnenabstimmung über-
wiesen. Wird dieses an der Urnenabstimmung angenommen, muss der Regierungsrat des Kantons Schwyz das 
Reglement abschliessend genehmigen. Danach kann es vom Gemeinderat in Kraft gesetzt werden.

Neufassung Abfallreglement

Das bisherige Abfallreglement der Gemeinde Arth vom 11. Dezember 1998 soll durch ein neues Reglement 
ersetzt werden, welches den heute geltenden technischen und rechtlichen Rahmenbedingungen sowie dem 
bestehenden Musterreglement des ZKRI entspricht.

Erläuterungen zum neuen Gebührenmodell

Die Entsorgung der Siedlungsabfälle ist gemäss Art. 32a USG über verursachergerechte und kostendeckende 
Gebühren zu finanzieren. Der gesetzliche Rahmen verlangt allerdings ausdrücklich Gebühren, welche Art und 
Menge des übergebenen Abfalls berücksichtigen. Mengengebühren (Sackgebühren) erfüllen diese Anforderung 
und werden zweckmässig mit Grundgebühren kombiniert. Diese Kombination hat sich in der Praxis bewährt 
und entspricht dem Verursacherprinzip. Die Grundgebühr wird unabhängig von Art und Menge des erzeugten 
Abfalls und unabhängig von der Häufigkeit der Inanspruchnahme der Entsorgungsdienstleistungen erhoben. 
Sie wird fällig, selbst wenn der Abfallinhaber die Entsorgungsdienstleistungen nicht in Anspruch nimmt. Bei 
der Grundgebühr entfällt die direkte Proportionalität zur übergebenen Abfallmenge. Die Bemessung der 
Grundgebühr nach bestimmten Kriterien kann jedoch einen gewissen indirekten Bezug zur verursachten 
Abfallmenge herstellen. Die Bemessungsgrundlage für Haushalte ist die Personenhaushaltsgrösse. Die 
Bemessungsgrundlage für Gewerbe-, Dienstleistungs- und Industriebetriebe ist die Anzahl Stellenprozente.
Gemäss Artikel 32a USG müssen die Gebühren kostendeckend sein. Mit den Grundgebühren werden die 
fixen Kosten der Entsorgung von separat gesammelten Abfällen gedeckt. Mit dem im Reglement bean-
tragten Einheitspreis von Fr. 60.00 exkl. MwSt. können die Aufwendungen gedeckt werden. Allfällige 
Anpassungen der Höhe der Grundgebühr können durch den Gemeinderat beschlossen werden. Ebenfalls 
sieht der Gemeinderat vor, als Stichtag den 1. Januar zu definieren.



Stellungnahme der Preisüberwachung

Gemäss Artikel 14 des Preisüberwachungsgesetzes vom 20. Dezember 1985 sind die Gemeinden oder Kantone, 
welche Wasser-, Abwasser- und Abfallgebühren überprüfen oder festlegen, grundsätzlich verpflichtet, vor dem 
definitiven Entscheid für die Festlegung einer Preisanpassung der Gebühren die entsprechenden Unterlagen 
dem Preisüberwacher zur Stellungnahme zu unterbreiten. Dieser kann beantragen, auf eine Preiserhöhung 
ganz oder teilweise zu verzichten oder einen missbräuchlich beibehaltenen Preis zu senken. Damit verfügt 
die Preisüberwachung im Falle der Wasser-, Abwasser- und Abfallgebühren über ein Empfehlungsrecht. Der 
Reglementsentwurf wurde dem Preisüberwacher am 30. Oktober 2020 zugestellt. 
Mit Schreiben vom 16. Februar 2021 teilt der Preisüberwacher mit, dass er nach einer summarischen Prüfung 
der eingereichten Unterlagen keine Hinweise auf einen Preismissbrauch festgestellt hat und deshalb auf eine 
vertiefte Prüfung verzichtet.

Zusammenfassung und Empfehlung

Das geltende Abfallreglement der Gemeinde Arth vom 11. Dezember 1998 entspricht nicht mehr den 
Ausführungsbestimmungen der heute geltenden bundesrechtlichen und kantonalen Bestimmungen und 
bedarf daher einer grundlegenden Überarbeitung. Die nun vorliegende Neufassung des Abfallreglements der 
Gemeinde Arth entspricht sowohl den bundesrechtlichen, den kantonalen Bestimmungen des Kantons Schwyz, 
den Vorgaben des ZKRI als auch den Bedürfnissen der Gemeinde Arth.

B. Antrag des Gemeinderates

Der Gemeinderat legt den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern anlässlich der Urnenabstimmung nahe, 
Folgendes zu beschliessen:

1. Es sei das Reglement über die Abfallentsorgung in der Gemeinde Arth zu genehmigen.

2. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt.

Die Abstimmungsfrage soll lauten:

   Wollen Sie dem Reglement über die Abfallentsorgung in der Gemeinde Arth zustimmen?

 
C.  Bericht und Antrag der Rechnungsprüfungskommission der Gemeinde Arth über die Geneh- 
 migung des Reglementes über die Abfallentsorgung der Gemeinde Arth vom 28. April 2021

Die Rechnungsprüfungskommission hat die Vorlage für die Genehmigung des Reglementes

 Reglement über die Abfallentsorgung vom 28. April 2021

auf formelle, rechtliche und materielle Richtigkeit geprüft. 

Wir beantragen der Gemeindeversammlung, zuhanden des Souveräns dem gemeinderätlichen Antrag zuzu-
stimmen.

Arth, 22. März 2021 RECHNUNGSPRÜFUNGSKOMMISSION

   Werner Hardegger, Präsident
   Tamara Bisang
   Fabian Elmiger
   Andreas Jost
   Manuel Schumacher

36



 

1 

 
 
 
 
 
 
 

Reglement über die Abfallentsorgung 
 

vom 28. April 2021 
 
 
 

Die Stimmberechtigten der Gemeinde Arth, gestützt auf 
 
- Bundesgesetz über den Umweltschutz vom 7. Oktober 1983 (SR 814.01, Umweltschutzgesetz, 

USG) 
 
- Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen vom 4. Dezember 2015 

(SR 814.600, Abfallverordnung, VVEA) 
 
- das Einführungsgesetz zum Umweltschutzgesetz vom 24. Mai 2000 (SRSZ 711.110, EGzUSG) 
 
- die Vollzugsverordnung zum Einführungsgesetz zum Umweltschutzgesetz vom 3. Juli 2001 

(SRSZ 711.111, VVzUSG) 
 
beschliessen: 
 
 
 
I.  Allgemeine Bestimmungen 
 
 
Personenbezeichnungen beziehen sich in gleicher Weise auf Männer und Frauen. 
 
 
 
Art. 1 Geltungsbereich 
 
1 Das Reglement ordnet im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen von Bund, Kanton und der 
Vorschriften des Zweckverbands Kehrichtentsorgung Region Innerschwyz (nachstehend ZKRI) die 
Abfallbewirtschaftung der Siedlungsabfälle und der Abfälle vergleichbarer Zusammensetzung. 
 
2 Das Reglement ist grundsätzlich für das gesamte Gemeindegebiet gültig. Der Gemeinderat kann 
für Veranstaltungen und Ortsteile, in welchen die Abfallbewirtschaftung durch andere Gemeinden 

erfolgt, abweichende Regelungen erlassen. 

 
3 Es gilt für alle Inhaber von Abfällen. 
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Art. 2 Begriffe 
 
In diesem Reglement bedeuten: 
1 Abfälle:  Abfälle sind gemäss USG bewegliche Sachen, deren sich der Inhaber 

entledigt oder deren Entsorgung im öffentlichen Interesse geboten ist. 
 
2 Abfallbewirtschaftung: Die Abfallbewirtschaftung umfasst die Verwertung und Ablagerung von 

Siedlungsabfällen sowie die Vorstufen Sammlung, Beförderung, Zwi-
schenlagerung und Behandlung im Sinne des Bundesrechtes. 

 
3 Entsorgung:  Als Entsorgung gilt jede Behandlung der Abfälle, welche der Samm-

lung, dem Transport, der Zwischen- und Endlagerung, der Aufberei-
tung, der Wiederverwendung, der Verwertung oder der Beseitigung 
dient. 

 
4 Inhaber: Als Inhaber gilt, wer Abfälle verwerten, unschädlich machen oder be-

seitigen muss. 
 
5 Siedlungsabfälle: Siedlungsabfälle sind die aus Haushalten stammenden Abfälle sowie 

Betriebsabfälle aus Unternehmen mit weniger als 250 Vollzeitstellen, 
deren Zusammensetzung betreffend Inhaltstoffen und Mengenverhält-
nissen mit Abfällen aus Haushalten vergleichbar sind. Unternehmen 
sind rechtliche Einheiten mit einer eigenen Unternehmens-Identifikati-
onsnummer oder solche in einem Konzern zusammengeschlossene 
Einheiten mit einem gemeinsam organisierten Abfallentsorgungssys-
tem. 

 
6 (Haus-)-Kehricht Gemischter, für die Verbrennung bestimmter und stofflich nicht ver-

wertbarer Siedlungsabfall. 
 
7 Sperrgut: Brennbare Siedlungsabfälle, die aufgrund ihrer Grösse und Form (Sper-

rigkeit) nicht über die zugelassenen Gebinde entsorgt werden können. 
 
8 Wertstoffe: Abfälle, die zwecks stofflicher Verwertung oder besonderer Behand-

lung separat gesammelt werden. 
 
9 Sonderabfälle: Abfälle, deren umweltverträgliche Entsorgung aufgrund ihrer Zusam-

mensetzung, ihrer chemisch-physikalischen oder ihrer biologischen Ei-
genschaften auch im Inlandverkehr umfassende besondere technische 
und organisatorische Massnahmen erfordern. Diese Abfälle sind in der 
eidgenössischen Verordnung des UVEK über Listen zum Verkehr mit 
Abfällen aufgeführt. Sonderabfälle in Kleinmengen aus Haushalten gel-
ten als Siedlungsabfälle im Sinne dieses Reglements. 

 
10 Bauabfälle: Abfälle, die bei Neubau-, Umbau- und Rückbauarbeiten von ortsfesten 

Anlagen anfallen. 
 
11 Tierkadaver: Als Tierkadaver gelten alle Tierkörper, Konfiskate, Schlacht- und Metz-

gereiabfälle. 
 
12 And. kontrollpfl Abfälle: Abfälle, deren umweltverträgliche Entsorgung auf Grund ihrer Zusam-

mensetzung, ihrer chemisch-physikalischen oder ihrer biologischen Ei-
genschaften auch im Inlandverkehr beschränkte besondere technische 
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und umfassende organisatorische Massnahmen erfordern. Diese Ab-
fälle sind in der eidgenössischen Verordnung des UVEK über Listen zum 
Verkehr mit Abfällen aufgeführt. 

 
13 Grünabfälle: Kompostierbare und vergärbare Abfälle aus Küche und Garten. Sie dür-

fen weder Fremdstoffe (z.B. Plastik, Metalle), noch vermehrungsfähi-
ges Pflanzenmaterial von Problempflanzen oder mit kritischen Pflan-
zenkrankheiten befallene Pflanzenteile enthalten. 

 
 
 
Art. 3 Grundsätze 
 
1 Die Gemeinde fördert die Reduktion und die Wiederverwertung der Siedlungsabfälle, insbeson-
dere durch Information, Beratung, Durchführung von Separatsammlungen und Bereitstellung von 
Sammelstellen. 
 
2 Die Gemeinde informiert die Bevölkerung und die Betriebe über die Massnahmen der kommu-
nalen Abfallbewirtschaftung. Dazu gehören insbesondere Informationen über 
a) Sammeltage inkl. Bereitstellungszeiten und Sammelrouten, 
b) Separatsammlungen, 
c) Standorte der Sammelstellen für verwertbare Anteile der Siedlungsabfälle und deren Öffnungs-

zeiten, 
d) weitere Entsorgungsmöglichkeiten. 
 
 
 
Art. 4 Aufgaben der Gemeinde 
 
1 Die Gemeinde ist zuständig für die Abfallbewirtschaftung. Dies gilt auch für die Entsorgung von 
anderen kontrollpflichtigen Abfällen und Sonderabfällen aus den Haushalten, ausgenommen es 
besteht per Gesetz eine Verpflichtung zur Rücknahme von Sonderabfällen von privaten Endver-
brauchern (wie z. B. Batterien, elektrische und elektronische Geräte etc.; siehe Anhang). 
 
2 Die Gemeinde sorgt dafür, dass verwertbare Anteile von Siedlungsabfällen so weit wie möglich 
getrennt gesammelt und stofflich verwertet werden. Sie bietet hierfür Sammelstellen und bei 
Bedarf Spezialabfuhren an. 
 
3 Die Gemeinde stellt an stark frequentierten öffentlichen Orten geeignete Abfallbehältnisse für 
Kleinkehricht zur Verfügung und entleert diese regelmässig. 
 
4 Fallen bei einem Unternehmen mit weniger als 250 Vollzeitstellen bedeutend grössere Mengen 
an separat gesammelten Siedlungsabfällen an als bei Haushalten, so kann die Gemeinde die Ent-
sorgung für diese Abfälle mit Vereinbarung an den Inhaber übertragen. Die Grundgebühren blei-
ben trotzdem geschuldet. 
 
5 Nicht betriebsspezifische Sonderabfälle aus Unternehmen mit weniger als 10 Vollzeitstellen ent-
sorgt die Gemeinde nur in kleineren Mengen (max. 20 kg pro Anlieferung). Bei grösseren Mengen 
kann die Gemeinde die Entsorgungspflicht mit Verfügung an den Inhaber übertragen. Als grössere 
Mengen, für die keine Entsorgungspflicht der Gemeinde besteht, gelten auch Stückelungen, die 
vom Inhaber nur zwecks Umgehung der eigenen Entsorgungspflicht vorgenommen werden. 
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6 Sonderabfälle und andere kontrollpflichtige Abfälle, deren Inhaber unbekannt oder zahlungsun-
fähig sind, werden von der Gemeinde nach Anweisung des Amtes für Umwelt und Energie gesi-
chert, verwertet und beseitigt. 
 
7 Die Gemeinde ordnet die korrekte Verwertung oder Entsorgung von Abfällen, insbesondere Alt-
fahrzeugen, die nur auf bewilligten Plätzen zwischengelagert werden dürfen, an (§ 12 EGzUSG). 
Als Altfahrzeuge gelten im Regelfall Fahrzeuge: 
 
a) welche nur mittels grösserer Aufwendungen in einen betriebsbereiten Zustand versetzt werden 

können; 
b) welche nicht betriebssicher (Flüssigkeitsverluste) sind oder  
c) welche zur Gewinnung von Ersatzteilen benutzt werden. 
 
 
 
Art. 5 Pflichten der Inhaber von Siedlungsabfällen 
 
1 Siedlungsabfälle sind gemäss den Vorschriften dieses Reglements über die Dienste der Ge-
meinde und des ZKRI zu entsorgen. Davon ausgenommen ist das private Kompostieren von Grün-
abfällen, sofern es ohne Gefährdung von Gewässern oder Beeinträchtigung der Nachbarn erfolgt. 
Abweichende Regelungen bedürfen in Absprache mit dem ZKRI einer Bewilligung des Gemeinde-
rates. Sie entbinden nicht von der Bezahlung der kommunalen Grundgebühren. 
 
2 Die Sammelstellen für separat gesammelte Abfälle dürfen nur zu den angegebenen Zeiten be-
nutzt werden und ausschliesslich zur Entsorgung von separat gesammelten Abfällen in den dafür 
vorgesehenen Behältnissen. 
 
3 Sonderabfälle aus Haushalten sind gemäss Art. 4 Abs. 1 dem Handel, einer offiziellen, mobilen 
oder stationären Sonderabfall-Sammelstelle oder einem Betrieb zuzuführen, der über eine Bewil-
ligung zur Entgegennahme von Sonderabfällen verfügt. 
 
4 Regelungen zu Abfällen, die besonderen Vorschriften des Bundes unterliegen, sind beispielhaft 
und nicht abschliessend im Anhang dieses Reglements aufgeführt. 
 
 
 
Art. 6 Littering 
 
1 Das Wegwerfen, Ablagern oder Zurücklassen von Abfällen aller Art auf öffentlichem oder pri-
vatem Grund ist verboten. Vom Ablagerungsverbot ausgenommen ist die sachgemässe Kompos-
tierung von organischen Abfällen. 
 
2 Öffentliche Sammelbehältnisse dienen der Aufnahme des üblicherweise mitgeführten Kleinab-
falls. Sie dürfen nicht für das Entsorgen von sonstigem Kehricht benutzt werden. Muss die Ge-
meinde solche Abfälle entsorgen, so können die dadurch entstehenden Aufwendungen dem Ver-
ursacher in Rechnung gestellt werden. Vorbehalten bleibt überdies eine Strafanzeige. 
 
3 Einkaufsläden und Betriebe der Unterwegsverpflegung sowie Veranstalter haben ihrer Kund-
schaft genügend Sammelbehältnisse zur Verfügung zu stellen. Sie können verpflichtet werden, 
liegen gelassene Abfälle einzusammeln und zu entsorgen. 
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Art. 7 Abfallverbrennung und Entsorgung über die Kanalisation 
 
1 Es ist verboten, Abfälle im Freien auf öffentlichem oder privatem Grund sowie in Cheminées, 
Öfen usw. zu verbrennen. In Feuerungen mit einer Wärmeleistung von bis zu 40 KW, insbeson-
dere in Cheminées, Kachelöfen und Stückholzheizungen, darf nur naturbelassenes oder unbehan-
deltes Holz verbrannt werden. 
 
2 Ausserhalb der Wohngebiete dürfen natürliche Wald- und Feldabfälle ausserhalb von Anlagen 
verbrannt werden, wenn sie so trocken sind, dass dabei nur wenig Rauch entsteht. 
 
3 Im Einzelfall kann das Verbrennen von nicht ausreichend trockenen Wald-und Feldabfällen be-
willigt werden, wenn ein überwiegendes Interesse besteht und keine übermässigen Immissionen 
entstehen. Für die Verbrennung ist eine Bewilligung beim Kanton (Amt für Landwirtschaft oder 
zuständiger Revierförster) einzuholen. 
 
4 Die Entsorgung von Abfällen über die Kanalisation ist verboten. 
 
 
 
II.  Organisation der öffentlichen Abfallablieferung 
 
 
Art. 8 Kehrichtabfuhr  
 
1 Der Kehrichtabfuhr können übergeben werden: 
a) Hauskehricht in offiziellen Kehrichtsäcken des ZKRI (einzeln, in Normcontainern mit max. 800 

Liter Inhalt oder in Unterflurcontainern). 
b) Betriebsabfälle, die in ihrer Zusammensetzung dem Hauskehricht entsprechen (in gebühren-

pflichtigen Normcontainern mit max. 800 Liter Inhalt oder in Unterflurcontainern). Sämtliche 
Container, welche nicht mit gebührenpflichtigen Säcken befüllt werden, müssen mit einer di-
gitalen Erkennungsmarke (Chip) ausgerüstet werden. Die Ausrüstung der Container mit Chip 
erfolgt durch den ZKRI. 

c) Sperrgut: Grosse Abfalleinzelstücke im Sinne von Bst. a und b mit einer ZKRI-Sperrgutmarke. 
Die max. zulässigen Masse werden vom ZKRI festgelegt. 

 
2 Die Anschaffung von Normcontainern/Unterflurcontainern ist Sache des Bereitstellers. 
 
 
 
Art. 9 Bereitstellung des Kehrichts 
 
1 Der ZKRI bezeichnet in Absprache mit dem Gemeinderat den Ort und den Zeitpunkt der Bereit-
stellung. Er kann Sammelplätze für die abfuhrbereiten Siedlungsabfälle festlegen. Es ist Sache 
der Benützer eines Sammelplatzes, diesen zu erstellen, in Ordnung zu halten und einzurichten. 
Der Gemeinderat kann hierfür Weisungen erlassen. 
 
2 Es besteht kein Recht auf einen Halt des Kehrichtwagens unmittelbar vor dem Domizil. 
 
3 Kehrichtsäcke dürfen erst am Abfuhrtag ab der durch den ZKRI bestimmten Zeit bereitgestellt 
werden. Das Abfuhrgut ist so bereit zu stellen, dass Emissionen, Verkehrsbehinderungen und 
Verletzungsgefahren vermieden werden. In den Wintermonaten ist insbesondere auf die Schnee-
räumung Rücksicht zu nehmen. 
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4 Zwecks Verhinderung von Geruchsimmissionen und im Interesse des Erscheinungsbildes von 
Strassen und Plätzen kann der Gemeinderat verfügen, dass die Sammelplätze mit Containern mit 
max. 800 Liter Inhalt ausgerüstet werden, insbesondere bei Mehrfamilienhäusern und Sammel-
stellen, die mindestens sechs Wohneinheiten dienen. Zulässige Betriebsabfälle dürfen aus-
schliesslich in den Containern gemäss Art. 8 Abs. 1 Bst. b bereitgestellt werden. Containerstand-
orte sind mit dem ZKRI abzusprechen. 
 
5 Damit die Leerung gewährleistet werden kann, müssen Unterfluranlagen mit dem ZKRI abge-
sprochen und von diesem bewilligt werden. Sie können vom Gemeinderat in Absprache mit dem 
ZKRI vorgeschrieben werden, insbesondere in grösseren Neubausiedlungen. 
 
 
 
Art. 10 Direktanlieferung 
 
Der ZKRI kann in Absprache mit dem Gemeinderat die direkte Ablieferung von Siedlungsabfällen 
in die Entsorgungsanlagen des ZKRI gestatten. Die direkte Ablieferung entbindet nicht von der 
Bezahlung der kommunalen Grundgebühren. 
 
 
 
III. Finanzierung 
 
 
Art. 11 Grundsatz: Spezialfinanzierung 
 
Zur Finanzierung der Abfallbewirtschaftung werden nach dem Grundsatz der Spezialfinanzierung 
kostendeckende und verursachergerechte Mengen- und Grundgebühren erhoben. Die Gebühren 
sind so zu bemessen, dass sie gesamthaft die Kosten der Entsorgung der Siedlungsabfälle und 
der weiteren Aufwendungen der kommunalen Abfallbewirtschaftung decken. 
 
 
 
Art. 12 Mengengebühren 
 
1 Die Mengengebühren decken die Kosten des Einsammelns, des Transportes und der Entsorgung 
des nach den Vorschriften des ZKRI abgelieferten Siedlungsabfalls. 
 
2 Die Mengengebühren werden vom ZKRI festgelegt und erhoben. 
 
3 Gebührenpflichtig für die gewichtsabhängige Gebühr und die Andockgebühr ist der zum Zeit-
punkt der Rechnungsstellung im Grundbuch eingetragene Eigentümer des Containers. Bei mehr 
als einem Nutzer (Haushalte, Betriebe) des Containers ist die Weiterverrechnung so zu wählen, 
dass ein Bezug zur tatsächlich produzierten Menge besteht. 
 
 
 
Art. 13 Grundgebühren 
 
1 Die übrigen Kosten der Abfallentsorgung und -bewirtschaftung, insbesondere für Infrastruktur, 
Unterhalt und Betrieb von Sammelstellen, Entsorgung von nicht über die Mengengebühr finan-
zierten Wertstoffen sowie Dienstleistungen und Administration, werden durch die von der Ge-
meinde jährlich erhobenen Grundgebühren finanziert. Die Grundgebühr ist auch zu entrichten, 
wenn keine Dienstleistungen der Gemeinde im Abfallbereich beansprucht werden. 
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2 Gebührenpflichtig ist jeder Haushalt, jedes Gewerbe, jeder Dienstleistungs- und Industriebetrieb 
und jeder Ferienhaus- und Ferienwohnungsbesitzer zum definierten Stichtag. Die Gebühren wer-
den innert 30 Tagen nach Rechnungsstellung zur Zahlung fällig. Für Mahnungen kann eine Ge-
bühr erhoben werden. 
 
3 Der Stichtag wird vom Gemeinderat definiert. 
 
4 Die Höhe der Grundgebühren beträgt pro Einheit Fr. 60.00 (excl. Mwst). 
 
5 Einteilung der Einheiten: 
a) Haushalte gem. Einwohnerregister: 

1-3 Personenhaushalt 1.00 Einheit 
4-6 Personenhaushalt 1.10 Einheiten 
> 6 Personenhaushalt 1.20 Einheiten 

 
b) Gewerbe-, Dienstleistungs- und Industriebetriebe: 

100 – 999 Stellenprozent 1.00 Einheit 
1000 – 1999 Stellenprozent 1.25 Einheiten 
> 1999 Stellenprozent 1.50 Einheiten 

 
c) Ferienhaus / Ferienwohnung: 

Haus/Wohnung 1.00 Einheit 
 
6 Wird eine Betriebstätigkeit in einem Haushalt ausgeübt, für den bereits eine Grundgebühr be-
zahlt wird, wird keine weitere Grundgebühr erhoben. 
 
7 Zwecks Gewährleistung einer ausgeglichenen Rechnung kann das Ressort Umwelt-Sicherheit die 
Grundgebühren nach Massgabe eingetretener oder zu erwartenden Kostenveränderungen anpas-
sen, wobei jedoch nur Zu- und Abschläge von höchstens 10 % auf die Sockelgebühren zulässig 
sind. Anpassungen der Grundgebühr bis zu maximal 50% liegen in der Kompetenz des Gemein-
derates. Die Gebührenanpassungen sind zu veröffentlichen. 
 
 
 
IV. Straf- und Schlussbestimmungen 
 
 
Art. 14 Übertretungen 
 
Wer den Vorschriften dieses Reglements zuwiderhandelt, insbesondere 
a) gestützt auf dieses Reglement ergangene Weisungen des Gemeinderates nicht befolgt; 
b) Kehricht oder Abfall vorschriftswidrig entsorgt oder verbrennt; 
c) Littering im Sinne von Art. 6 dieses Reglements begeht; 
d)  gegen die Bestimmungen über die Bereitstellung der Siedlungsabfälle verstösst; 
wird nach den Vorschriften des Justizgesetzes und der Schweizerischen Zivilprozessordnung mit 
Busse bis Fr. 5'000.00 bestraft.  
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Art. 15 Zuständigkeiten 
 
1 Der Gemeinderat ist für den Vollzug zuständig. Er erlässt die erforderlichen Ausführungsvor-
schriften und schliesst für die Erfüllung seiner Aufgaben mit dem ZKRI und allfälligen Dritten 
Verträge ab, insbesondere bez. Sammellogistik und Entsorgung. 
 
2 Er kann den Vollzug einer Kommission oder Verwaltungsabteilung übertragen. Verfügungskom-
petenz im Sinne von § 6 des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege hat ausschliesslich der 
Gemeinderat. Davon ausgenommen sind Handlungen von Kommissionen oder Verwaltungsstellen 
im Anwendungsbereich von § 43 Abs. 1 Bst. a und c Gemeindeorganisationsgesetz. 
 
3 Bei Bedarf erlässt der Gemeinderat eine anfechtbare Verfügung nach § 6 des Gesetzes über die 
Verwaltungsrechtspflege vom 6. Juni 1974, insbesondere in folgenden Fällen: 
a) Veranlagung der Grundgebühren 
b) Zahlungsausständen 
c) Bestreitung der Gebührenpflicht 
d) Anordnungen über die Ablieferung, Bereitstellung und Entsorgung von Siedlungsabfällen. 
 
 
 
Art. 16 Inkrafttreten 
 
Das neue Reglement tritt nach erfolgter Genehmigung durch den Regierungsrat auf den 1. Januar 
2022 in Kraft. Mit dem Inkrafttreten wird gleichzeitig das Reglement über die Abfallentsorgung 
vom 11. Dezember 1998 aufgehoben. 
 
 
 
Durch die Urnenabstimmung am XXX angenommen. 
 
Vom Regierungsrat des Kantons Schwyz genehmigt am XXX. 
 
 
 
ANHANG 
 
1 Abfälle, die besonderen Vorschriften des Bundes (gem. VREG, VGV, ChemRRV, ChemG) unter-
liegen, müssen vom Inhaber verwertet oder von Dritten (besondere Einrichtungen für die Besei-
tigung von Spezialabfällen oder Verkaufsgeschäften) zurückgenommen werden. Dazu gehören 
beispielsweise und nicht abschliessend:  
 
 Bauabfälle, Bauschutt 
 Erde, Steine 
 Explosivstoffe 
 Haushaltschemikalien, Medikamente 
 Batterien 
 elektrische und elektronische Geräte 
 Leuchtmittel 

 schlammige Abfälle 
 Lacke, Farben, Lösungsmittel 
 Abfälle von Treibstoffen 
 Pflanzenschutzmittel 
 unter Druck verflüssigte Gase   
 Gasflaschen 
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 Tierkadaver 

 Fahrzeugreifen 
 massive Metallteile 
 die in der Verordnung über den Verkehr mit Abfällen (VeVA) genannten festen, flüssigen und 
gasförmigen Abfälle, soweit sie nicht in der vorherstehenden Aufstellung enthalten sind 
 produktionsbedingte Abfälle aus Industrie, Gewerbe und Dienstleistung 
 
2 Unternehmen mit weniger als 250 Vollzeitstellen, bei denen bedeutend grössere Mengen an 
separat gesammelten Siedlungsabfällen anfallen als bei Haushalten, dürfen diese Abfälle in eige-
ner Regie entsorgen oder durch Dritte entsorgen lassen, sofern die Gemeinde vorab darüber 
informiert wird. 
 
3 Industrie- und Betriebsabfälle sind soweit als möglich und sinnvoll getrennt zu sammeln und 
stofflich zu verwerten. Die Entsorgung dieser Abfälle erfolgt auf Kosten des Inhabers. Sie dürfen 
den öffentlichen Abfuhren und Sammlungen nur mit Einverständnis der Gemeinde übergeben 
werden. 
 
4 Brennbare und separat zu Sammelnde Bauabfälle sind soweit möglich auf der Baustelle auszu-
sortieren und anschliessend vorschriftsgemäss zu verwerten oder zu entsorgen. 
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